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244. Bundesgesetz: Änderung der Reisegebührenvorschrift 1955 (RGV-Novelle 1989) und des Bundes-
Personalvertretungsgesetzes
(NR: GP XVII RV 890 AB 929 S. 102. BR: AB 3671 S. 515.)

245. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Förderung politischer Bildungsarbeit und
Publizistik 1984
(NR: GP XVII AB 931 S. 102. BR: AB 3672 S. 515.)

246. Bundesgesetz: Änderung des Forschungsorganisationsgesetzes 1981 (FOG-Novelle 1989)
(NR: GP XVII IA 201/A AB 908 S. 102. BR: AB 3665 S. 515.)

2 4 4 . Bundesgesetz vom 27. April 1989, mit
dem die Reisegebührenvorschrift 1955 (RGV-
Novelle 1989) und das Bundes-Personalvertre-

tungsgesetz geändert werden

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Reisegebührenvorschrift 1955, BGBl.
Nr. 133, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 288/1988, wird wie folgt geändert:

1. § 6 Abs. 1 zweiter Satz lautet:.

„Zuschlagspflichtige Züge dürfen für Entfernungen
bis zu 50 Bahnkilometern nur mit Bewilligung der
Dienststelle benützt werden."

2. § 11 Abs. 1 zweiter Sau lautet:

„Das Kilometergeld beträgt für die auf solche Art
innerhalb von 24 Stunden zurückgelegten Weg-
strecken

1. für den ersten bis fünften Kilometer je 2,60 S,
2. ab dem sechsten Kilometer je 5,20 S."

3. Im § 11 Abs. 5 wird die Zitierung „Abs. 1
lit. a" durch die Zitierung „Abs. 1 Z 1" ersetzt.

4. Im § 11 Abs. 6 wird der Betrag „17 S" durch
den Betrag „19 S" ersetzt.

5. §13 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Reisezulage beträgt:

6. § 25 a Abs. 1 lit. c lautet:

„c) die Kosten medizinischer Untersuchungen
und gesundheitspolizeilich vorgeschriebener
oder gesundheitspolizeilich empfohlener Imp-
fungen;"

7. § 39 Abs. 2 lautet:

„(2) Die Pauschalvergütung nach Abs. 1 beträgt:
1. für die Bezirksgendarmeriekom-

mandanten, deren Stellvertreter
und die Beamten der Außenstellen
der Verkehrsabteilungen 1 024 S,

2. für die übrigen Beamten 512 S."

8. § 49 a Abs. 1 lautet:

„(1) Für die Aufwendungen, die mit der Teil-
nahme an

1. Schulveranstaltungen im Sinne der Verord-
nung des Bundesministers für Unterricht und
Kunst über die Art, die Anzahl und die
Durchführung . von Schulveranstaltungen,
BGBl. Nr. 369/1974, und

2. gleichwertigen Schulveranstaltungen, die an
' den Pädagogischen und Berufspädagogischen
Akademien durchgeführt werden,

verbunden sind, haben Lehrer abweichend von den
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes Anspruch auf
Reisegebühren, die unter Bedachtnahme auf die
Art dieser Veranstaltungen und die mit der Teil-
nahme an ihnen verbundenen Gegebenheiten vom
zuständigen Bundesminister im Einvernehmen mit
dem Bundeskanzler und dem Bundesminister für
Finanzen durch Verordnung festzusetzen sind."

9. Im § 49 a Abs. 2 Z 2 wird der Klammeraus-
druck „(für Lehrer an mittleren und höheren Schu-
len)" durch den Klammerausdruck „(für Lehrer an
mittleren und höheren Schulen, an Pädagogischen
und Berufspädagogischen Akademien)" ersetzt.
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10. Im § 64 Abs. 1 wird der Betrag „42 S" durch
den Betrag „47 S" ersetzt.

Artikel II

Das Bundes-Personalvertretungsgesetz, BGBl.
Nr. 133/1967, zuletzt geändert durch das Bundes-
gesetz BGBl. Nr. 85/1989, wird wie folgt geändert:

Dem § 29 Abs. 2 wird angefügt:

„Als Inlandsreisen im Sinne des ersten Satzes gelten
auch Reisen vom Inland zu vorgeschobenen öster-
reichischen Grenzdienststellen im Ausland und Rei-
sen von solchen Grenzdienststellen ins Inland."

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1989 in
Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundeskanzler, in Angelegenheiten jedoch,
die nur den Wirkungsbereich eines Bundesministers
betreffen, dieser Bundesminister betraut.

Waldheim
Vranitzky

2 4 5 . Bundesgesetz vom 27. April 19S9, mit
dem das Bundesgesetz über die Förderung
politischer Bildungsarbeit und Publizistik 1984

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Förderung politischer
Bildungsarbeit und Publizistik 1984, BGBl.
Nr. 369, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 562/1985, wird wie folgt geändert:

§ 11 lautet:

„§ 11. Die Bundesregierung hat dem Hauptaus-
schuß des Nationalrates jährlich, spätestens bis
31. März des folgenden Haushaltsjahres, die
Gründe ihrer Beschlüsse vorzulegen."

Artikel II

(1) Der Bericht gemäß Artikel I ist erstmals für
das Jahr 1989 zu erstatten.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut; die Vorbereitung
und Durchführung der Beschlüsse der Bundesregie-
rung obliegt dem Bundeskanzler.

Waldheim
Vranitzky

2 4 6 . Bundesgesetz vom 27. April 1989, mit
dem das Forschungsorganisationsgesetz 1981

geändert wird (FOG-Novelle 1989)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz vom 1. Juli 1981 über die For-
schungsorganisation in Österreich und über die
Änderung des Forschungsförderungsgesetzes (For-
schungsorganisationsgesetz — FOG), BGBl.
Nr. 341, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 655/1987, wird wie folgt geändert:

1. § 28 Abs. 2 lautet:

„(2) Der Österreichischen Nationalbibliothek
kommt im Umfang des § 31 a Abs. 1 Rechtspersön-
lichkeit zu; hiebei ist § 31 a Abs. 1 bis 8 sinngemäß
anzuwenden."

2. § 29 Abs. 5 lautet:

„(5) § 31 Abs. 3 und 4 ist auf die Österreichische
Nationalbibliothek sinngemäß anzuwenden."

3. Nach § 30 wird folgender § 30 a eingefügt:

„§ 30 a. (1) Die Bundesanstalten für audiovisu-
elle Medien (audiovisuelle Datenträger) sind Ein-
richtungen des Bundes zur Sammlung, Bewahrung
und Erschließung von Ton- und Bildträgern. Sie
unterstehen 3em Bundesminister für Wissenschaft
und Forschung.

§ 28 bis 30 und § 31 a gelten sinngemäß.

(2) Es bestehen folgende Bundesanstalten für
audiovisuelle Medien:

a) das Österreichische Bundesinstitut für den
wissenschaftlichen Film, ÖWF,

b) die Österreichische Phonothek.

(3) Die von den einzelnen Bundesanstalten für
AV-Medien zu besorgenden Aufgaben sind durch
Verordnung festzulegen."

4. § 31 Abs. 1 lautet:

„(1) Die Bundesmuseen sind Einrichtungen des
Bundes. Sie unterstehen dem zuständigen Bundes-
minister."

5. § 31 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Einnahmen aus Entgelten für Leistun-
gen der Bundesmuseen sind, soweit sie nicht im
Zusammenhang mit der Aufgabenstellung gemäß
Abs. 2 Z 3 lit. a stehen oder nicht unter § 31 a fal-
len, im Sinne des § 17 Abs. 5 des Bundeshaushalts-
gesetzes als zweckgebundene Einnahmen zur
Abdeckung der dadurch entstehenden Mehrausga-
ben sowie unter Bedachtnahme auf die Aufgaben
des jeweiligen Bundesmuseums für Personalausga-
ben, für Aufwendungen für Geräte und Einrich-
tung sowie Betriebsmittel und für sonstige Aufwen-
dungen zu verwenden."
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6. Dem § 31 wird folgender neuer Abs. 4 ange-
fügt:

„(4) Die Bundesmuseen können die von ihnen
genutzten Räumlichkeiten und Liegenschaften
nach Maßgabe der einschlägigen haushaltsrechtli-
chen Bestimmungen des Bundes auch natürlichen
und juristischen Personen außerhalb des Bundes
zur Verfügung stellen, soweit sie hiedurch bei der
Erfüllung ihrer Aufgaben nicht beeinträchtigt wer-
den. Diesbezügliche Vereinbarungen bedürfen der
Genehmigung durch den zuständigen Bundesmini-
ster. Dieser kann jedoch im Rahmen der haushalts-
rechtlichen Bestimmungen dem Direktor (Erstem
Direktor) eines Bundesmuseums das Recht zur
Entscheidung ohne Genehmigungsvorbehalt über-
tragen. Im übrigen ist Abs. 3 anzuwenden."

7. Nach § 31 wird folgender § 31 a eingefügt:

„§ 31 a. (1) Den Bundesmuseen kommt insofern
Rechtspersönlichkeit zu, als sie berechtigt sind,

1. durch unentgeltliche Rechtsgeschäfte Vermö-
gen und Rechte zu erwerben und hievon mit
Ausnahme von Sammlungsobjekten im eige-
nen Namen zur Erfüllung ihrer Zwecke
Gebrauch zu machen;

2. Verträge über die Durchführung von Arbei-
ten im Auftrag Dritter in sinngemäßer
Anwendung des § 15 Abs. 2 bis 4 abzuschlie-
ßen;

3. Druckwerke, Ton- und Bildträger, Repliken,
Andenkenartikel' und ähnliche Gegenstände,
die mit der Tätigkeit der Bundesmuseen in
unmittelbarem Zusammenhang stehen, bei-
spielsweise durch Beteiligungen an Gesell-
schaften und Genossenschaften, herzustellen
bzw. zu verlegen und zu vertreiben;

4. mit Genehmigung des zuständigen Bundesmi-
nisters die Mitgliedschaft zu Vereinen, ande-
ren juristischen Personen und zwischenstaatli-
chen Organisationen, deren Zweck die Förde-
rung von Museumsaufgaben (§31 Abs. 2) ist,
zu erwerben.

(2) Auf Dienstverträge, die im Rahmen des
Abs. 1 abgeschlossen werden, ist das privatrechtlich
jeweils erforderliche Gesetz, beispielsweise das
Angestelltengesetz, anzuwenden.

(3) Ein Bundesmuseum wird im Rahmen seiner
Tätigkeit nach Abs. 1 durch den Direktor (Ersten
Direktor) oder nach Maßgabe der Museumsord-
nung durch dessen Stellvertreter nach außen vertre-
ten. Über grundsätzliche und längerfristige Ent-
scheidungen des jeweiligen Bundesmuseums, inso-

fern ihm Rechtspersönlichkeit zukommt, sind die
zuständigen Organe des Dienststellenausschusses
durch den Direktor (Erster Direktor), durch dessen
Stellvertreter, zu informieren.

(4) Für Verbindlichkeiten, die aus Rechtsge-
schäften gemäß Abs. 1 entstehen, trifft den Bund
keine Haftung.

(5) Soweit die Bundesmuseen im Rahmen des
Abs. 1 tätig werden, haben sie nach den Grundsät-
zen eines ordentlichen Kaufmannes zu gebaren. Sie
haben dem zuständigen Bundesminister jährlich
einen Gebarungsvorschlag sowie einen Rechnungs-
abschluß vorzulegen und jederzeit Einsicht in die
Gebarungsunterlagen zu gewähren. Die Buchfüh-
rung sowie die sonstige Vermögens-, Personal- und
Inventarverwaltung im Rahmen des Abs. 1 können
die betreffenden Bundesmuseen selbst besorgen
oder durch Dritte besorgen lassen; gegen Ersatz
der Aufwendungen aus dem Vermögen gemäß
Abs. 1 können auch Verwaltungseinrichtungen der
Bundesmuseen damit beauftragt werden.

(6) Soweit Bundesmuseen im Rahmen des Abs. 1
dem Bund Geldmittel zur Einstellung von Bundes-
bediensteten gemäß Vertragsbedienstetengesetz
1948, BGBl. Nr. 86, zur Verfügung stellen, sind
diese Geldmittel im Sinne des § 17 Abs. 5 des Bun-
deshaushaltsgesetzes zweckgebunden für die Per-
sonalkosten dieser Bundesbediensteten zu verwen-
den.

(7) Die Tätigkeit der Bundesmuseen gemäß
Abs.'1 wird frei von Weisungen des zuständigen
Bundesministers ausgeübt.

(8) Die Tätigkeit der Bundesmuseen gemäß
Abs. 1 unterliegt der Aufsicht des Bundes und der
Kontrolle durch den Rechnungshof. Hiebei sind
die §§ 5 und 6 des Universitäts-Organisationsgeset-
zes, BGBl. Nr. 258/1975, sinngemäß anzuwen-
den."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Juli 1989 in
Kraft.

(2) Die Vollziehung dieses Bundesgesetzes
obliegt dem gemäß der Anlage zu § 2 des Bundes-
ministeriengesetzes 1986, BGBl. Nr. 76, zuständi-
gen Bundesminister.

Waldheim
Vranitzky
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